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Die nächste Ausgabe der Ukraine-Analysen erscheint am 14.10.2008. Th emen werden die innenpolitische Entwick-
lung, Jugendarmut und Geschichtspolitik bezüglich des Zweiten Weltkriegs sein.
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Kommentar

Der Bruch der Regierungskoalition und die ukrainischen 
Zukunftsperspektiven
Von Wilfried Jilge, Leipzig

Einleitung
Der Bruch zwischen den »Helden der orangen Revolution« in der Ukraine, Staatspräsident Viktor Juschtschenko 
und Ministerpräsidentin Julia Timoschenko, scheint endgültig: Nachdem die Fraktion von Unsere Ukraine 

– Selbstverteidigung des Volkes (NUNS) mehrheitlich für den Austritt aus der Regierungskoalition gestimmt 
hatte und während der vom Gesetz eingeräumten Zehntagesfrist keine ernsthaften Gespräche zur Verstän-
digung geführt wurden, hat Parlamentspräsident Arsenij Jazenjuk am 16. September 2008 offi  ziell das Ende 
der von den »orangen« Kräften gebildeten sogenannten demokratischen Koalition verkündet und ist einen 
Tag später, in Übereinstimmung mit dem Koalitionsvertrag, selbst von seinem Posten zurückgetreten.

Wenn sich bis Oktober (der genaue Stichtag ist umstrit-
ten, entweder der 3. oder der 16.10.) keine neue Koali-
tion fi ndet, kann der Präsident von seinem Recht 
Gebrauch machen, das Parlament aufzulösen und Neu-
wahlen anzusetzen. Als möglicher Wahltermin wird 
der 21. Dezember kolportiert. Es ist davon auszuge-
hen, dass Präsident Juschtschenko Neuwahlen anstrebt: 
Der Block Timoschenko und die Partei der Regionen 
von Viktor Janukowitsch verfügen derzeit im Parla-
ment zusammen über eine verfassungsändernde Mehr-
heit und planen off enbar eine substantielle Änderung 
des Wahlrechts und der Verfassung hin zu einem Zwei-
Parteien-System und einer Schwächung des Amtes des 
Präsidenten. Seit Ende der Sommerpause haben Block 
Timoschenko und Partei der Regionen gemeinsam 
schon mehrere Gesetze verabschiedet, die die Macht-
befugnisse des Präsidenten einschränken. 

Koalitionsszenarien
Nicht ausgeschlossen ist also, dass sich Block Timo-
schenko und Partei der Regionen handelseinig werden 
und offi  ziell eine neue, dann schon gegen den Präsi-
denten gerichtete Koalition zustande kommt. Th eore-
tisch denkbar – und von der Basis sowie einer großen 
Anzahl von Abgeordneten aus Unsere Ukraine und 
Block Timoschenko gewünscht – wäre, neben Neuwah-
len und einer alternativen Regierungskoalition, drittens 
auch eine Neuaufl age der Koalition zwischen Unsere 
Ukraine und Block Timoschenko unter Einbeziehung 
des Blocks Litwin als stabilisierendem Element, sowie 
viertens das Fortbestehen des nur leicht umgebilde-
ten Kabinetts als Minderheitsregierung bei Wahl eines 
neuen Parlamentspräsidenten und Fortsetzung der Par-
lamentsarbeit mit wechselnden Mehrheiten. Julia Timo-
schenko hat jedenfalls am 17.9. im Parlament erklärt, sie 
sehe keinen Grund, von ihrem Posten zurückzutreten; 

an eine entsprechende Vereinbarung im Koalitionsver-
trag fühle sich Block Timoschenko nach einseitiger Auf-
lösung des Vertrags durch NUNS nicht mehr gebunden. 
Auch die von NUNS gestellten Minister bleiben laut 
Parteiratsbeschluss vom 20.9. vorerst im Amt.

Der Bruch
Äußerer Anlass für den Austritt der pro-präsidentiel-
len Fraktion von Unsere Ukraine aus der Regierungs-
koalition war das vergebliche Bemühen der Regierungs-
mehrheit, am 2. September im Parlament eine gemein-
same Erklärung zur Lage in Georgien zu verabschieden. 
Die Zerstrittenheit des pro-europäischen Lagers, zusam-
men mit der Forderung von noch-Oppositionsführer 
Janukowitsch, die staatliche Unabhängigkeit von Süd-
ossetien und Abchasien anzuerkennen, hat innerhalb 
der Europäischen Union verständlicherweise Irritatio-
nen ausgelöst. Der EU-Ukraine-Gipfel am 9. Septem-
ber in Paris, bei dem Präsident Juschtschenko auf die 
Begleitung durch seine Ministerpräsidentin demonstra-
tiv verzichtete, verlief denn auch um einiges distanzier-
ter, als es vor dem Hintergrund der Krise im Kaukasus 
und der gespannten Beziehungen der EU zu Russland 
zu erwarten gewesen war, und das Ergebnis fi el für die 
Ukraine weniger positiv aus, als noch vor dem 2. Sep-
tember erhoff t. 

Für die Europäische Union ist es jedoch wichtig, 
jetzt keine falschen Schlüsse zu ziehen und den Weg 
der Ukraine nach Westen weiter klar und eindeutig zu 
unterstützen, um den beunruhigenden destruktiven 
Tendenzen innerhalb der politischen Führungskaste in 
der Ukraine entgegen zu wirken, Reformen zu stimu-
lieren und einer Rückkehr zur sogenannten »Viel-Vek-
toren-Außenpolitik« der Kutschma-Zeit vorzubeugen, 
die dem Land auf Dauer nur Stagnation, Intransparenz 
und Autoritarismus gebracht hat.
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Machtkampf 
Leider haben sich die führenden Politiker des demokra-
tischen Lagers als unfähig erwiesen, Kompromisse zu 
schließen, gemeinsam zum Wohl des Landes Reformen 
voranzutreiben und die Errungenschaften der letzten 
Jahre zu sichern, kurz – das zu tun, wofür die »oran-
gen« Kräfte dreimal in Folge (Präsidentschaftswahlen 
2004, Parlamentswahlen März 2006, Parlamentswah-
len September 2007) von den ukrainischen Wählern 
ein klares Mandat erhalten haben. Stattdessen sind sie 
ganz auf ihre internen Machtkämpfe fi xiert, und ihre 
oberste Handlungsmaxime scheint zu sein, dem Geg-
ner (im eigenen Lager) zu schaden. 

So haben sie entweder verkannt, welche Wir-
kung auf die EU die Uneinigkeit in der Georgien-
frage hervorrufen würde, oder diese Wirkung billi-
gend in Kauf genommen, um im innenpolitischen 
Kampf zu punkten. Dem Kanzleichef von Präsident 
Juschtschenko, Viktor Baloha, wird schon seit länge-
rem vorgeworfen, die Arbeit von Ministerpräsidentin 
Timoschenko insgeheim und off en zu behindern und 
an einer eigenen Koalition mit der Partei der Regio-
nen zu schmieden. Für den Block Timoschenko das 
Fass zum Überlaufen gebracht haben mag letztend-
lich der Vorwurf, Timoschenko sei an der Vergiftung 
Juschtschenkos im Wahlkampf 2004 beteiligt gewe-
sen, weswegen die Ministerpräsidentin schon zweimal 
vom (präsidententreuen) Generalstaatsanwalt vernom-
men wurde. So hat der Block Timoschenko nach der 
Sommerpause mehrmals gemeinsam mit der Partei 
der Regionen gegen Unsere Ukraine und die Interes-
sen des Präsidenten gestimmt, worauf Unsere Ukraine 
mit dem Vorwurf konterte, Timoschenko genieße die 
Unterstützung des Kreml und beziehe deswegen in der 
Georgien-Krise nicht eindeutig Position. 

In dieser Situation ist es ein Leichtes für die Par-
tei der Regionen, die Regierungskoalition als unfähig 
darzustellen, sich als stabilisierende Kraft zu gerieren 
und auf dem Nährboden eines in Teilen der Bevöl-
kerung latent vorhandenen Antiamerikanismus eine 
Umkehrung der außenpolitischen Vorzeichen zu for-
dern, nämlich die Festschreibung der Neutralität der 
Ukraine in der Verfassung und einen explizit pro-rus-
sischen Kurs. 

Mehrheitlich pro-EU
Gleichzeitig aber steht außer Frage, dass in der 
Ukraine, und zwar innerhalb der Bevölkerung wie 
innerhalb der politischen Eliten, eine deutliche Mehr-
heit für einen pro-westlichen Kurs existiert, sofern 
darunter die Annäherung an die EU verstanden wird. 
Die Europäische Union steht für Demokratie, wirt-
schaftliche Entwicklung und friedliche Konfl iktbeile-
gung zwischen Nachbarn, auch für ein pragmatisches 

gutnachbarschaftliches Verhältnis zu Russland, und 
erscheint angesichts einer immer aggressiveren russi-
schen Außenpolitik nicht nur den westlich orientierten 
Intellektuellen, sondern auch der wachsenden Mittel-
schicht, der jungen Generation sowie den Wirtschafts-
oligarchen in der Ukraine als die beste Möglichkeit, 
den eigenen Staat zu entwickeln und die staatliche 
Unabhängigkeit zu festigen. 

Der Begriff  EU ist in der ukrainischen öff entlichen 
Meinung fast ausschließlich positiv besetzt. Dessen sind 
sich gerade die dem Kreml nahe stehenden Meinungs-
macher bewusst, und nicht von ungefähr versuchen 
sie in Bezug auf die Krise im Kaukasus einen geopoli-
tischen Antagonismus Russland – USA/NATO aufzu-
bauen und den Eindruck zu erwecken, die EU sei allen-
falls neutraler Zuschauer, nicht Akteur. Die EU verfügt 
über ein vielfältiges Instrumentarium zur Zusammen-
arbeit und sollte dieses nutzen, um ihr legitimes Inte-
resse an einem stabilen, wirtschaftlich prosperierenden, 
demokratischen und friedlichen Nachbarn Ukraine 
durchzusetzen, indem sie Strukturen stärkt und Refor-
men fördert.

»Neue Gesichter« in der ukrainischen 
Politik
Die politische Landschaft in der Ukraine ist durch-
aus in Bewegung: Die Partei Nationale Selbstverteidi-
gung von Innenminister Juri Luzenko war gegen den 
Austritt der Fraktion aus der Regierungskoalition und 
behält sich vor, weiter konstruktiv mit dem Block Timo-
schenko zusammen zu arbeiten. Der ehemalige Vertei-
digungsminister Anatoli Hryzenko, derzeit Abgeord-
neter der Präsidentenpartei Unsere Ukraine und Vor-
sitzender des Verteidigungsausschusses, versucht, sich 
als Pro-Europäer und Transatlaniker trotzdem klar von 
Präsident Juschtschenko abzusetzen. 

Der zurückgetretene Parlamentspräsident und ehe-
malige Außenminister und Nationalbankchef Arsenij 
Jazenjuk, ebenfalls von Unsere Ukraine, führt off en-
bar Gespräche mit fi nanzkräftigen Geldgebern auch 
aus dem ukrainischen Osten über die Gründung einer 
eigenen Partei. Und nach dem Ausschluss der Chefi n 
des Nationalen Sicherheitsrats Raissa Bogatirewa aus 
der Partei der Regionen – sie hatte Janukowitschs Aus-
sagen zu Südossetien und Abchasien kritisiert und eine 
Annäherung der Ukraine an die NATO gefordert – wird 
erwartet, dass auch sie eine neue Bewegung gründen 
und einen Teil der Wählerschaft der Partei der Regio-
nen an sich binden können wird. All diese Personen set-
zen unterschiedliche Akzente was Wirtschaftspolitik, 
Status der russischen Sprache und vielleicht sogar, was 
die künftige Verfassungsordnung der Ukraine angeht. 
Sie alle aber unterstützen eine schnellstmögliche EU-
Integration der Ukraine.
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EU muss Anreize schaff en
Zweifelsohne wäre eine konkrete EU-Beitrittsperspek-
tive der beste Anreiz für große Teile der Gesellschaft 
und der politischen Eliten in der Ukraine, die notwendi-
gen Reformen mitzutragen und zu beschleunigen, und 
hätte innenpolitisch eine disziplinierende Wirkung im 
Transformationsprozess – ähnlich wie in den 1990er 
Jahren in Ostmitteleuropa. Eine solche klare Perspek-
tive würde zudem innerhalb der politischen Klasse die 
Spreu vom Weizen trennen und diejenigen, für die 
die EU-Orientierung ein bloßes Lippenbekenntnis ist, 
dazu zwingen, Farbe zu bekennen – und zu riskieren, 
dadurch Wählergunst zu verlieren. 

Wenn die EU sich aufgrund eigener Reformdefi zite 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht auf eine konkrete Bei-
trittsperspektive für die Ukraine festlegen kann, dann 
sollte zumindest im Rahmen der laufenden Verhand-
lungen zum »Assoziationsabkommen« in Schlüsselbe-
reichen konkrete Zusammenarbeit vereinbart und die 
Integration der Ukraine in die europäischen Strukturen 
so weit wie möglich vorangetrieben werden. Dabei ist 
es erstens wichtig, alles zu unterlassen, was die Refor-
mer und EU-Anhänger in der Ukrainer bremst, auch 
rhetorisch. Zweitens müssen die Menschen gerade auch 
in den Regionen der Ukraine besser über die Europäi-
sche Union, ihre innere Verfasstheit, ihre Prinzipien 
und ihre außenpolitischen Positionen informiert wer-
den. Drittens aber darf die EU nicht immer nur for-
dern, sondern muss dafür sorgen, dass die Menschen in 
der Ukraine die konkreten Vorteile einer Zusammen-
arbeit mit der EU spüren.

Den Bereichen Wirtschaft und Energie, Unabhän-
gigkeit der Justiz und Korruptionsbekämpfung muss 
besonderes Augenmerk gelten. Wichtig ist, mehr Inves-
titionssicherheit zu schaff en, um den schon zu beobach-
tenden Abfl uss von westlichem Kapital zu stoppen und 
die wirtschaftliche Eigenständigkeit der Ukraine weiter 
zu stärken. Im Rahmen der Verhandlungen zur Frei-
handelszone EU-Ukraine sollte nicht nur der EU-Markt 
für ukrainische Waren geöff net, sondern auch darauf 
geachtet werden, dass im Gegenzug in der Ukraine 
Reformen durchgeführt werden, z.B. im Bereich Steu-
ern und Abgaben, die zu mehr Transparenz führen 

und die Teilhabe kleiner und mittlerer Unternehmen 
am Wettbewerb fördern. Was das Verhältnis zu Russ-
land betriff t, sollte die Europäische Union, die in der 
Georgienkrise erst wirklich Profi l gezeigt hat, nachdem 
es zu kriegerischen Auseinandersetzungen gekommen 
ist, präventiv tätig werden und deutlich machen, dass 
nicht jeder konkrete Integrationsschritt der Ukraine 
auf die Zustimmung Moskaus stoßen muss: Bei allem 
ehrlichen Willen zur partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit mit Russland verdient die Ukraine gerade dort 
Unterstützung gegenüber ihrem nordöstlichen Nach-
barn, wo dieser die politische Stabilität in Europa durch 
sein neoimperiales Gebaren gefährdet und gegen euro-
päische Prinzipien und Interessen handelt. 

An erster Stelle bei der Gestaltung des künftigen 
Verhältnisses zwischen der EU und der Ukraine muss 
aber das Th ema Visa stehen. Die bisher vereinbarten 
Visaerleichterungen greifen kaum. Problematisch ist 
vor allem, dass die europäische Visapolitik weder dem 
steigenden Lebensstandard in der Ukraine und den 
wachsenden Verfl echtungen mit den westlichen Nach-
barn, noch der Ausdehnung der Schengen-Zone auf die 
direkten Nachbarn der Ukraine Polen, Slowakei und 
Ungarn gerecht wird und damit der EU letztlich selbst 
schadet: Mag es Ende der 1990er Jahre tatsächlich noch 
wenig glaubwürdig gewesen sein, dass Busladungen von 
Ukrainern den Kölner Dom besichtigen wollten, so 
gehört der Tourismus heute, zehn Jahre später, zu den 
fl orierenden Wirtschaftszweigen in der Ukraine. Urlaub 
im Ausland ist für Ukrainer nicht mehr außergewöhn-
lich, Schüler besuchen Sprachkurse in England, Frank-
reich und Deutschland, Kranke lassen sich in europäi-
schen Kliniken, gerade auch in Deutschland, behandeln, 
Geschäftsleute reisen in die westlichen Metropolen, und 
viele Menschen haben Freunde und Verwandte in der 
EU. Daher ist es an der Zeit, über eine Lockerung des 
Visazwangs nachzudenken: Nichts schadet dem Image 
Deutschlands und der EU mehr, als die Berichte über 
verweigerte Visa und langwierige und oft als erniedri-
gend empfundene Prozeduren. Und nichts ist wichti-
ger für die Festigung der Demokratie in der Ukraine 
als eine wache, lebendige, informierte und weltoff ene 
Gesellschaft.

Über den Autor
Wilfried Jilge ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Geisteswissenschaftlichen Zentrum Geschichte und Kultur Ost-
mitteleuropas (GWZO) an der Universität Leipzig und forscht schwerpunktmäßig zur Ukraine.
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Umfragen

Politische Präferenzen der ukrainischen Bevölkerung
Quelle: Repräsentative Umfragen des FOM-Ukraine, http://bd.fom.ru/map/ukrain/ukrain_eo

Grafi k 1: Welche Partei würden Sie wählen, wenn Sonntag Parlamentswahlen wären? 
Kurzfristige Trends Mai 2007 bis August 2008

15%

20%

25%

30%

35%

0%

5%

10%

M
ai

Ju
ni

Ju
li

A
ug

us
t

Se
pt

em
be

r

O
kt

ob
er

N
ov

em
be

r

D
ez

em
be

r

Ja
nu

ar

Fe
br

ua
r

M
är

z

A
pr

il

M
ai

Ju
ni

Ju
li

A
ug

us
t

2007 2008

Unsere Ukraine Partei der Regionen Block Timoschenko Kommunisten Block Litwin

Grafi k 2: Welchen ukrainischen Politiker würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag 
Präsidentschaftswahl wäre? Kurzfristige Trends Mai 2007 bis August 2008
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Grafi k 3: Welcher politischen Kraft in der Ukraine vertrauen Sie derzeit am meisten? 
(August 2008)
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Grafi k 4: Wie ist derzeit Ihr Verhältnis gegenüber Russland: positiv, neutral oder negativ? 
(Januar – August 2008)
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Analyse

FTA+ statt Mitgliedschaft: Über ukrainische Interessenlagen und 
europäische Handlungsspielräume
Von Julia Langbein, Florenz/Kiew

Einleitung
In der Gemeinsamen Erklärung der Präsidenten Nicolas Sarkozy, José Manuel Barroso und Viktor Juschtschen-
ko nach dem jüngsten EU-Ukraine Gipfel in Paris werden die Verhandlungen über ein tief greifendes und 
umfassendes Freihandelsabkommen (FTA+) als integraler Bestand des geplanten Assoziierungsabkommens 
zwischen der EU und der Ukraine hervorgehoben. Das FTA+ stellt den zentralen externen Anreiz für die 
Ukraine dar, sich den (wirtschaftlichen) Spielregeln der EU anzupassen. Denn trotz der Bemühungen des 
ukrainischen Präsidenten sowie des ukrainischen Außenministeriums ist es mehr als unwahrscheinlich, dass 
die Präambel des für Ende 2009 geplanten Assoziierungsabkommens einen deutlichen Hinweis auf eine Mit-
gliedsperspektive enthalten wird.

Durch das FTA+ zwischen der EU und der Ukraine soll 
eine umfassende Konvergenz im Regulierungsbereich 
erreicht werden. Allerdings erlaubt ein FTA+ im Rah-
men der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) 
eine selektive Übernahme der Regeln des Binnenmark-
tes. Dies ist aufgrund der fehlenden Beitrittsperspektive 
für die Partnerländer und angesichts der vollkommen 
anderen wirtschaftlichen und politischen Voraussetzun-
gen der ENP-Staaten im Vergleich zu den EFTA-Staa-
ten Island, Norwegen und Liechtenstein, die Teil des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) sind, mittel-
fristig weitaus realistischer. Auf Grundlage einer selek-
tiven und stufenweisen Übernahme des EU-Binnen-
marktregimes im Rahmen des FTA+ können zumin-
dest in den Bereichen Fortschritte erzielt werden, die 
sowohl für die EU als auch für die Partnerländer Vor-
teile bieten. 

Seit dem Februar 2008 verhandelt die EU mit der 
Ukraine als einzigem der ENP-Partnerländer über ein 
FTA+. Wie wird das Projekt von politischen und wirt-
schaftlichen Akteuren in der Ukraine aufgenommen? 
Welche Stärken und Schwächen weist die EU-Politik 
auf, wenn es um die Unterstützung der Ukraine beim 
Abschluss eines FTA+ geht? 

Die Position politischer Eliten 
Für den hier behandelten Aspekt der wirtschaftlichen 
Annäherung der Ukraine an die EU treff en die in der 
westlichen Berichterstattung oft verwendeten Katego-
rien »vor und nach der Orangen Revolution« oder »pro-
russisch« vs. »pro-westlich« zur Charakterisierung der 
ukrainischen Politiklandschaft nicht zu. Diese Feststel-
lung soll den Ereignissen 2004/2005 nicht ihre Bedeu-
tung für die Intensivierung der EU-Ukraine Beziehun-
gen absprechen (Vgl. Ukraine-Analysen Nr. 6 und 36). 

Im Fall des FTA+ kann diese holzschnittartige Eintei-
lung jedoch zu falschen Schlüssen über die Rolle der 
innenpolitischen Kräfte bei der Gestaltung der ukrai-
nischen Außenwirtschaftspolitik und entsprechender 
interner Reformen führen. 

Erstens stellte bereits vor der Orangen Revolution 
eine einseitige Orientierung auf den russischen Markt 
keine Alternative für die Ukraine dar. Russland ver-
suchte zwar mehrmals, die Ukraine in einen regiona-
len Wirtschaftsraum einzubeziehen, etwa im Kontext 
der Union Russland-Belarus 1999 oder dem Eurasi-
schen Wirtschaftsraum 2000. Gleichwohl unterschrieb 
der ukrainische Präsident Leonid Kutschma erst 2003 
eine Vereinbarung über die Schaff ung eines Gemeinsa-
men Wirtschaftsraumes mit Russland, Kasachstan und 
Belarus, um sich angesichts wachsender interner und 
westlicher Kritik die Unterstützung Russlands vor den 
Wahlen 2004 zu sichern. Praktisch war er aber nicht 
bereit, mehr als eine einfache Freihandelszone auszu-
handeln, deren Umsetzung jedoch ausblieb. Ebenso 
hat der oft als »pro-russisch« dargestellte Vorsitzende 
der Partei der Regionen, Viktor Janukowitsch, wäh-
rend seiner letzten Amtsperiode als Ministerpräsident 
zwischen 2005 und 2007 keine Anstrengungen unter-
nommen, dem Projekt des Gemeinsamen Wirtschafts-
raumes wieder Leben einzuhauchen. 

Zweitens wurden bereits während der Präsident-
schaft Kuchmas eine Reihe legislativer Reformen durch-
geführt, die zu einer Annäherung der ukrainischen 
Gesetzgebung an den wirtschaftlichen Teil des acquis 
communautaire, also des gemeinsamen EU-Rechts, 
geführt haben. Dies begünstigte den frühen Beginn 
der Verhandlungen über das FTA+ mit der Ukraine im 
Vergleich zu anderen interessierten östlichen Nachbarn 
wie Georgien oder Moldawien. Als Beispiele sollen hier 
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nur die Regulierung technischer Standards, des Trans-
portwesens und auch des Wettbewerbs genannt werden. 
Zudem wurde der Aktionsplan für die Ukraine im Rah-
men der ENP im Jahr 2004 unter Präsident Kutschma 
und dem damaligen Ministerpräsidenten Janukowitsch 
verhandelt. Bereits zu diesem Zeitpunkt enthielt der 
Aktionsplan ein Freihandelsabkommen und sah die 
Anpassung an wirtschaftliche und rechtliche Vorga-
ben des acquis vor. Allerdings wurde nach der Orangen 
Revolution das Ziel eines Enhanced Agreement explizit 
in den Aktionsplan aufgenommen, wodurch die EU-
Orientierung der Ukraine noch einmal unterstrichen 
wurde (Vgl. Ukraine-Analysen Nr. 36).

Drittens blieb zwar die Implementierung der erlas-
senen Gesetze in den genannten Bereichen während 
der Kuchma-Ära größtenteils aus, gleichwohl haben die 
andauernden internen Machtkämpfe nach der Orangen 
Revolution daran nicht wirklich etwas geändert. Dies 
wird auch im jüngsten Fortschrittsbericht der Euro-
päischen Kommission zur Umsetzung des Aktions-
plans vom März 2008 deutlich. Viele Gesetze, die eine 
Anpassung an EU Richtlinien vorsehen, werden von 
den Mitgliedern des ukrainischen Parlaments jedoch 
mehr aus Machtkalkül abgelehnt denn aufgrund pro-
europäischer oder pro-russischer Einstellungen. Um 
den Präsidenten zu schwächen, verweigerte die Mehr-
heit des ukrainischen Parlaments, inklusive Teile der 
Regierungskoalition, beispielsweise im Januar 2008 
die Zustimmung zu bestimmten Gesetzesänderungen, 
die von der Präsidialadministration eingereicht wur-
den und eine Anpassung der Regulierung technischer 
Standards an EU-Vorgaben bewirkt hätten. Aus die-
sem Grund reicht die Präsidialadministration einige 
andere Gesetze, die eine Anpassung an wirtschaftli-
che Regeln und Standards des EU-Binnenmarktes vor-
sehen, derzeit nicht zur Lesung an das ukrainische Par-
lament weiter.

Die drei genannten Punkte weisen darauf hin, dass 
es bei den gegenwärtigen innenpolitischen Auseinander-
setzungen nicht um eine inhaltliche außen- und innen-
politische Richtungsentscheidung, sondern um die Ver-
teilung politischer Macht an sich geht. Der Grad der 
politischen Unterstützung für das FTA+ variiert daher 
nicht entlang politischer Lager. Letztlich sind alle gro-
ßen Parteien nicht gegen die Verhandlungen über ein 
FTA+. Lediglich von der Kommunistischen Partei wäre 
zum jetzigen Zeitpunkt zu erwarten, dass sie gegen die 
Ratifi zierung des FTA+ ähnlich lautstark protestiert wie 
jüngst beim WTO-Beitritt. 

Trotz dieser Einschätzung würden die Verhandlun-
gen zum FTA+ auch dann nicht vollkommen reibungs-
los verlaufen, wenn die innenpolitische Instabilität ein 
Ende fände. Zunächst fehlt es politischen Akteuren in 
der Ukraine – mit Ausnahme einiger Bürokraten in 

den Fachabteilungen der Ministerien – an Kenntnissen 
über die Inhalte der EU Regeln und Standards. Darüber 
hinaus variiert die interne Unterstützung in Abhängig-
keit von Sektor und Regulierungsfeld, wie es bei ande-
ren Ländern auch der Fall wäre. Aufgrund der engen 
Verfl echtung zwischen Politik und Großunternehmern 
bzw. Oligarchen in der Ukraine (Vgl. Ukraine-Analyse 
Nr. 40), wird sich der Einfl uss von Großunternehmern 
in der Ukraine jedoch besonders stark auf den Verhand-
lungsprozess des FTA+ auswirken. Dies kann positive 
und negative Entwicklungen zur Folge haben. 

Oligarchen
In der jüngsten Zeit ist bei einigen Oligarchen eine 
veränderte Haltung gegenüber der EU-Integration im 
Allgemeinen und der wirtschaftlichen Annäherung an 
den EU-Binnenmarkt im Besonderen zu beobachten. 
Nachdem die Oligarchen aufgrund undurchsichtiger 
Geschäfte in den 1990er Jahren in den Besitz strate-
gisch wichtiger Unternehmen (u.a. in der Metallindus-
trie, der chemischen Industrie und dem Energiesektor) 
gekommen sind, haben sie nun einerseits ein höheres 
Interesse an einer transparenten ukrainischen Gesetz-
gebung, um ihre Eigentumsrechte zu sichern und zu 
schützen. Andererseits sind sie an einer Expansion auf 
den europäischen und internationalen Markt interes-
siert, um ihre Gewinne zu vergrößern. 

 Um als zuverlässige Partner und attraktive Inves-
titionsziele an den internationalen Börsen zu gelten, 
haben beispielsweise Rinat Achmetow (System Capital 
Management) und Serhij Taruta (Industrieunion Don-
bass) in ihren Unternehmen eine Anpassung an inter-
nationale Standards der guten Unternehmensführung 
und des Rechnungswesens vorangetrieben. Dies trug 
sicherlich auch dazu bei, dass Tarutas Gruppe nach dem 
Erwerb des polnischen Stahlwerks Huta Czestochowa 
im Jahr 2005 mittlerweile auch den Mehrheitsanteil an 
der Danziger Werft besitzt und ähnliche Pläne für die 
Werft in Gdynia hegt. 

Nach langjährigen zähen Verhandlungen hat das 
ukrainische Parlament vor allen Dingen mit der Unter-
stützung von Block Timoschenko und der Partei der 
Regionen am 17.09.2008 ein Aktiengesetz angenom-
men, welches überwiegend europäischen und interna-
tionalen Standards entspricht. Abgesehen davon, dass 
die in der Ukraine tätigen westlichen Unternehmensver-
bände wie die American Chamber of Commerce und die 
European Business Association im Vorfeld der Annahme 
umfassende Lobbyarbeit geleistet haben, kann diese 
Abstimmung auch als Hinweis darauf gelten, dass sich 
hier westliche Unternehmensinteressen mit dem Inte-
resse ukrainischer Großunternehmer decken. 

 Weitere Anzeichen für das Interesse ukrainischer 
Oligarchen an der europäischen Integration ihres Lan-
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des sind die Initiierung der Yalta European Strategy 
(YES) durch Viktor Pintschuk im Jahr 2004 oder die 
Gründung des Bureau of Economic and Social Techno-
logies (BEST) in Kiew durch Rinat Achmetow im Jahr 
2006. BEST arbeitet unter anderem an Projekten, wel-
che Kosten und Nutzen der europäischen Integration 
für die Ukraine analysieren. Die ehemalige Leiterin des 
Zentrums, Irina Akimova, sitzt seit 2007 für die Par-
tei der Regionen im ukrainischen Parlament und agiert 
als »Schattenministerin« für Wirtschaft, womit sich der 
Kreis zwischen Politik und Wirtschaft auch an dieser 
Stelle wieder schließt.

 Trotz dieser recht optimistischen Analyse ist ein-
schränkend festzuhalten, dass die Interessen der Oli-
garchen sehr unterschiedlich sein dürften. Ob beispiels-
weise einzelne ukrainische Großunternehmer die Über-
nahme des EU-Wettbewerbsrechts unterstützen, hängt 
von der jeweiligen Struktur der Gruppen und Anteils-
verhältnisse an Unternehmen ab. Ähnlich fraglich ist, 
ob die EU-Vorgaben zur Regelung von Finanzmärk-
ten auf eine breite Unterstützung seitens jener Oligar-
chen treff en, die große Anteile an ukrainischen Banken 
besitzen. Hier sind Oligarchen wie Igor Kolomojskij 
und Gennadi Bogoljubow zu nennen, die mit der Pri-
vatbank den größten Marktanteil im ukrainischen 
Bankensektor besitzen. Der sich in den letzten Jahren 
abzeichnende rasante Anstieg bei der Vergabe von Pri-
vatkrediten in der Ukraine ist schließlich auch deshalb 
möglich, weil zum Beispiel Kontrollregeln zur Erstel-
lung von Kundenprofi len nicht existieren. Die selek-
tive Natur des FTA+ dürfte den Interessen der Oligar-
chen allerdings entgegenkommen, da diese ein »Kir-
schenpicken« erlaubt.

Kleine und mittlere Unternehmen
Die Position kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU) in der Ukraine zum FTA+ ist durchwachsen. 
Einerseits würde eine Anpassung horizontaler Rege-
lungen an europäische Vorgaben wie zum Beispiel ein 
verändertes Wettbewerbsrecht gerade den ukrainischen 
KMU zu Gute kommen. Eine Anpassung an die Regu-
lierung technischer Standards der EU würde außerdem 
zu gegenseitigen Handelserleichterungen führen und 
die hohe Zahl der Inspektionen verringern, die zur-
zeit von ukrainischen Behörden durchgeführt werden 
und die Wirtschaftstätigkeit der KMU laut Studien der 
Weltbank besonders stark einschränken. 

 Andererseits zeigen erste Konsultationen mit ukrai-
nischen Unternehmen, die im März und Mai 2008 von 
Experten des Kiewer International Center for Policy Stu-
dies durchgeführt wurden, dass sich die Exporte gerade 
in den östlichen Regionen der Ukraine wie Poltava oder 
Kharkov traditionell stark auf den russischen Markt 
konzentrieren. Für die dort angesiedelten Unterneh-

men scheint ein FTA+ mit der EU daher zunächst wenig 
attraktiv. Dies ist auch auf die hohen Kosten für die 
Einhaltung europäischer Standards zurückzuführen, 
die von ukrainischen Unternehmern zunächst kurz-
fristig geleistet werden müssten. Denn das FTA+ setzt 
voraus, dass europäische Regeln auch auf dem ukrai-
nischen Markt zum Tragen kommen und nicht nur für 
Exporte in die EU gelten. Darüber hinaus geben ukrai-
nische Unternehmer zu Bedenken, dass sie in Werbe-
maßnahmen für ukrainische Produkte auf dem euro-
päischen Market investieren müssten, um dort erfolg-
reich zu sein.

 Gleichwohl wächst beispielsweise der Export 
von Maschinen in Richtung EU langsam, aber ste-
tig. Zudem nehmen ukrainische Produzenten wahr, 
dass nicht nur in der Ukraine, sondern auch in Russ-
land der Bedarf an qualitativ hochwertigen Maschinen 
steigt, die nach westlichen Standards hergestellt werden. 
Bereits heute stellen die ukrainischen KMU sowohl auf 
dem einheimischen als auch russischen Markt einen 
erhöhten Wettbewerbsdruck durch westliche Unter-
nehmen fest, der sich mit dem FTA+ erhöhen wird. 
Unter ukrainischen KMU im Bereich Maschinenbau 
setzt sich daher zunehmend die Einsicht durch, dass 
sie diesem Druck nur durch Modernisierung im Zuge 
einer Übernahme von EU Regeln standhalten können. 
Oft fehlen ihnen hierfür jedoch das Know-how und 
die fi nanziellen Mittel.

 Über alle Sektoren hinweg kritisieren ukrainische 
KMU im Zusammenhang mit dem FTA+ grundsätzlich 
die fehlende Zusammenarbeit zwischen politischen Ent-
scheidungsträgern, Wirtschaftsverbänden und Unterneh-
men in der Ukraine. So werden diejenigen Teile der ukrai-
nischen Wirtschaft ohne direkte politische Einfl usska-
näle über legislative Änderungen im Zuge des FTA+ nur 
spärlich von ukrainischen Behörden unterrichtet. Zudem 
fehlt es an Informationen über Investitions- und Finan-
zierungsmöglichkeiten, um die Modernisierung der Pro-
duktionsprozesse durchführen zu können. 

Konsequenzen für die EU-Politik gegenüber 
der Ukraine
Gegen die politische Instabilität der Ukraine als eine 
der Hauptursachen für ausbleibende Fortschritte bei 
wirtschaftlichen und strukturellen Reformen kann 
die EU nur wenig tun. Weitaus größere Möglichkei-
ten hat die EU, wenn es um die Erhöhung des Kennt-
nisstandes über die Inhalte des FTA+ bei einem Teil der 
politischen Elite sowie ukrainischen KMU und Wirt-
schaftsverbänden geht. Auch auf die Stärkung der bis-
her schwach ausgeprägten Handlungsfähigkeiten kann 
die EU einwirken. Hierfür ist nicht die Erhöhung exter-
ner Anreize, gar durch das Angebot der Beitrittsperspek-
tive nötig, welches mittelfristig sowieso keine Mehrheit 



ukraine-analysen  44/08

10

ukraine-ukraine-
analysenanalysen

unter den EU-Mitgliedern fi nden wird. Ausgehend von 
den Erfahrungen mit den jüngsten Erweiterungsrun-
den sollte die EU im Hinblick auf die Unterstützung 
der Ukraine bei den FTA+ Verhandlungen vielmehr 
zwei Aspekte berücksichtigen: 

Aufbau von Handlungsfähigkeiten
Da die Übernahme des aquis communautaire äußerst 
kostenintensiv ist, hat die EU im Zuge der jüngsten 
Erweiterungsrunden durch Programme wie PHARE, 
SAPARD, TAEIX, ISPA und Twinning die politischen 
und wirtschaftlichen Akteure in den Kandidatenlän-
dern dazu befähigt, die EU-Regeln über die reine Geset-
zesannahme hinaus auch zu implementieren. Techni-
sche und fi nanzielle Hilfsprogramme wurden in klei-
nerem Umfang in der Ukraine bereits in den 1990er 
Jahren durch das TACIS Programm und seit 2006 im 
Rahmen des Europäischen Nachbarschafts- und Part-
nerschaftsinstruments (ENPI) durchgeführt.

Eine Fallstudie, welche die Verfasserin im Bereich 
der Regulierung von Industriestandards durchgeführt 
hat, zeigte, dass sich die Spielregeln des ukrainischen 
Wirtschaftsmarktes selbst beim Fehlen interner Anreize 
an EU-Regeln anpassen. Voraussetzung hierfür ist, dass 
europäische Experten oder Experten internationaler 
Organisationen zum Wissenstransfer beitragen, bei der 
Übersetzung von EU-Direktiven und der Ausarbei-
tung von entsprechenden ukrainischen Gesetzesvorla-
gen tätig werden und deren Nichteinhaltung öff entlich 
kritisieren. Allerdings richtet sich die bisherige techni-
sche und fi nanzielle Unterstützung der EU zu stark an 
staatliche Akteure, weshalb die Reformen schleppend 
vorangehen. Der Wandel von Regeln, die das Verhält-
nis zwischen Staat und Markt bestimmen, benötigt 
jedoch sowohl staatliche Akteure, welche die neuen 
Regeln gesetzlich festlegen, als auch wirtschaftliche 
Akteure, welche neue Regeln von staatlichen Akteu-
ren einfordern. Aus diesem Grund besteht für die EU 
in der Ukraine noch großer Handlungsbedarf hinsicht-
lich der Einbeziehung wirtschaftlicher Akteure (Unter-
nehmen und Verbände) in EU Projekte.

Diversifi zierung der ukrainischen Akteure
Ein weiteres Charakteristikum der EU-Politik gegen-
über den ehemaligen Beitrittskandidaten stellen die 
zahlreichen Projekte dar, die zu einer Diversifi zierung 
der teilnehmenden Akteure aus der EU und den Kan-
didatenländern geführt haben. So zeigt beispielsweise 
Iglika Yakova in ihrem 2006 erschienen Beitrag über 
den tschechischen Agrarsektor, dass Projekte im Rah-
men von PHARE und später SAPARD über den Zeit-
raum der Beitrittsverhandlungen neue Akteure auf 
tschechischer Seite hervorgebracht haben. Die Pro-
jekte haben nicht nur große, sondern auch kleine tsche-

chische Verbände dabei unterstützt, Einfl usskanäle zur 
Politik aufzubauen, um ihre Interessen zu vertreten. 

 Darüber hinaus haben nicht nur die Präsenz von 
EU-Programmen und Standards eine Anpassung her-
vorgerufen. Die EU-Instrumente haben durch die 
Finanzierung von Konferenzen zur Herausbildung pro-
fessioneller Netzwerke zwischen europäischen Agrar-
verbänden wie COPA-COGECA, Bauernverbänden 
der EU-Mitglieder und tschechischen Verbänden bei-
getragen. Dadurch konnten sich die Teilnehmer über 
Folgeprojekte verständigen, bei denen Strategien poli-
tischer Einfl ussnahme und die Bündelung der Kräfte 
besprochen werden konnten. Eine ähnliche Politik wäre 
auch gegenüber der Ukraine erforderlich, wenn eine ein-
seitige Interessendurchsetzung durch mächtige ukrai-
nische Wirtschaftseliten bei den Verhandlungen über 
das FTA+ verhindert werden soll.

Fazit
Die Strategie der Europäischen Kommission, den ENP-
Partnerländern zunächst bilaterale FTA+ statt eine Teil-
nahme am Binnenmarkt anzubieten, ist grundsätzlich zu 
begrüßen, da die selektive Natur der FTA+ eine diff eren-
zierte Abstimmung auf das jeweilige Partnerland erlaubt. 
Von der politischen Elite in der Ukraine wird das Vorha-
ben mit Ausnahme der Kommunistischen Partei unter-
stützt. Eine Unterscheidung der ukrainischen politischen 
Landschaft in »pro-westlich/europäisch« vs. »pro-rus-
sisch« ist in dieser Frage nicht sinnvoll. Die andauernden 
internen Machtkämpfe innerhalb der politischen Elite 
führen aber dazu, dass sich nach der Orangen Revolu-
tion im Vergleich zur Amtszeit Kuchmas keine deutli-
chen Fortschritte hinsichtlich der wirtschaftlichen Annä-
herung der Ukraine an die EU erkennen lassen.

 Die Analyse der Interessenlage der ukrainischen 
Oligarchen gegenüber dem FTA+ hat gezeigt, dass sie 
sich die Selektivität, die das FTA+ zulässt, zunutze 
machen könnten. Die an sich gewachsene Unterstüt-
zung der Oligarchen für die wirtschaftliche Integra-
tion mit der EU könnte unter diesen Umständen eine 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung der Ukraine behin-
dern, an dessen Gewinnen alle Wirtschaftssubjekte 
beteiligt sind. Während die EU zur politischen Stabi-
lisierung des Landes wenig beitragen kann, hat sie in 
diesem Punkt jedoch Handlungsspielräume. So kann 
sie dem einseitigen Einfl uss der Oligarchen dann ent-
gegenwirken, wenn sie kleine und mittlere Unterneh-
men sowie Wirtschaftsverbände in der Ukraine befä-
higt, auf politische Entscheidungsprozesse Einfl uss zu 
nehmen. In diesem Zusammenhang sollte die EU ver-
suchen, neben Expertenteams aus den verschiedenen 
bürokratischen Einheiten der EU-Mitglieder auch ver-
stärkt europäische Wirtschaftsverbände in den Prozess 
des Wissenstransfers einzubeziehen. 
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Analyse

Die ukrainischen Vorbereitungen für die Fußball-Europameisterschaft 2012.
Auf dem Weg zu Prestige oder zu unvertretbaren Kosten? 
Von Halyna Kokhan, Kiew und Alexandra Wyschkina, Bremen

Einleitung
Als am 18. April 2007 der Präsident der UEFA Michel Platini das Ergebnis der Bewerbung um die Austra-
gung der Fußball-Europameisterschaft 2012 verkündete, kannte die Euphorie bei den glücklichen Gewinnern 
keine Grenzen. Die gemeinsame Bewerbung von Polen und Ukraine hatte sich mit acht von zwölf Stimmen 
gegen die von Italien und die von Kroatien und Ungarn durchgesetzt. Platini gab zu, dass die Entscheidung, 
die Europameisterschaft im östlichen Teil Europas auszutragen, auch eine politische war. Sie berge sicherlich 
eine größere Herausforderung in sich als die Kandidatur von einem bereits gut vorbereiteten Italien. 

Und tatsächlich muss in den beiden ausgewählten Län-
dern infrastrukturell noch einiges passieren, damit die 
Austragung der Meisterschaft überhaupt möglich ist. 
Die UEFA hat in der Vergangenheit bestimmte Stan-
dards in Bezug auf Zustand der Stadien, der Unter-
kunftsmöglichkeiten für Teilnehmer und Fans, Zustand 
der Flughäfen, Bahnhöfe und Straßen und vor allem 
bezüglich der Sicherheit entwickelt. Von diesen Stan-
dards sind die beiden Länder noch sehr weit entfernt, 
wobei die Ukraine noch um einiges hinter Polen zurück-
liegt. Obwohl die Organisation der Vorbereitungen zur 
EURO-2012 die höchste Prioritätsstufe erhalten hat 
und von Präsident Viktor Juschtschenko persönlich 
überwacht wird, ist im ersten Jahr nach Bekanntgabe 
der Entscheidung noch nicht viel passiert. Schwierig-
keiten bei der Verteilung der Kompetenzen, fehlende 
Verantwortlichkeiten, nur unzureichende gesetzliche 
Voraussetzungen und innenpolitische Probleme führ-
ten zu enormen Schwierigkeiten bei der Finanzierung, 
zu häufi gen Pannen und einem enormen Zeitverlust 
bei den Vorbereitungen. 

Die UEFA ließ dem Geschehen lange Zeit seinen 
Lauf, doch am 30. Januar 2008 forderte UEFA-Präsi-
dent Michel Platini die Ukraine auf, die Vorbereitun-
gen dringend zu beschleunigen. Er gestand der Ukraine 
noch einmal sechs Monate Zeit zu, um erhebliche Fort-
schritte bei den Vorbereitungen erzielen zu können. 
Ministerpräsidentin Julia Timoschenko hat dem Präsi-
denten der UEFA Michel Platini das Versprechen gege-
ben, dass die Ukraine »selbst Unmögliches schaff en 
würde«, um eine erfolgreiche Durchführung der Fuß-
balleuropameisterschaft 2012 sicherzustellen. Am 24. 
Juli 2008 wurde ein Präsidialerlass veröff entlicht, der 
die Regierung verpfl ichtet, bis zum 1. September 2008 
im Sinne der Vorgaben der UEFA alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Vorbereitung und Durchführung der 
EURO-2012 zu ergreifen.

Nachdem die Ukraine am 1. August 2008 einen 
Generalplan für die Vorbereitung und Durchführung 
der EURO-2012 vorgelegt hatte, dieser mit zahlrei-
chen Änderungs- und Vorbesserungsvorschlägen von 
der UEFA versehen wurde und die geplanten Aus-
tragungsorte ebenfalls Entwicklungspläne vorgestellt 
haben, will das Exekutivkomitee der UEFA nun am 25. 
September 2008 in Bordeaux eine »endgültige Entschei-
dung über den Zustand und die Perspektiven der Vor-
bereitungen zur Durchführung der Euro-2012« treff en. 
Dies wird auch eine Entscheidung darüber sein, ob die 
Ukraine ihre Chance nutzt, wichtige Infrastrukturpro-
jekte innerhalb von fünf Jahren zu realisieren, für die sie 
sonst sehr viel länger gebraucht hätte, außenpolitisch an 
Prestige zu gewinnen und sich als verlässlicher Partner 
auf dem internationalen Parket zu präsentieren. 

Im Folgenden soll ein Überblick über den Stand der 
Vorbereitungen und die verbliebenen Probleme gege-
ben werden. 

Stadien
Die Anzahl der benötigten Stadien für die Austragung 
der Fußballeuropameisterschaft 2012 wurde für die 
Ukraine von sechs auf vier gekürzt. Austragungsorte 
sind damit Dnipropetrowsk, Donezk, Kiew und Lwiw. 
Timoschenko unterstrich jedoch ihrerseits, dass sechs 
Stadien eine »interne Verpfl ichtung« seien, welche die 
Ukraine für sich selbst defi niert hätte, so dass auch die 
Stadien in Charkow und Odessa in ihrer Funktion als 
Reservestadien in die Planung einbezogen werden. 

Auf Kosten des Staatshaushalts ist die Rekonstruk-
tion des Olympia-Stadions in Kiew geplant. Die Stadien 
Schachtjor in Donezk und Tschernomorez in Odessa 
sollen dagegen auf Kosten der jeweiligen Fußballklubs 
instandgesetzt werden. Die Modernisierung des Stadi-
ons in Dnipropetrovsk und der bereits vom Stadtrat 
von Lwiw beschlossene Neubau eines Stadions werden 
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aus den jeweiligen Kommunalhaushalten mit Hilfe pri-
vater Investoren fi nanziert werden. Die Abgeordneten 
des Kreisrats von Charkow haben beschlossen einen 
Kredit für die Rekonstruktion des Metallist-Stadions 
aufzunehmen.

Die Eröff nung des Stadions in Dnipropetrowsk 
erfolgte am 14. September 2008 und die des Stadions 
in Donezk ist für 2009 geplant. Vor allem das Kiewer 
Olympia-Stadion macht hingegen erhebliche Probleme. 
Erstens ist da das Einkaufzentrum »Troizkij« direkt vor 
dem Stadion, welches eigentlich bis zum 1. Juni 2008 
nicht mehr existieren sollte, da es die Fluchtbewege aus 
dem Stadion behindert. Die Versuche der Demontage 
begannen aber erst einen Tag vor der Ankunft Platinis 
in der Ukraine am 3. Juli. Vier Tage später wurden alle 
Arbeiten wieder eingestellt, da die Finanzen erschöpft 
waren. Nach aktuellem Plan soll die Demontage bis 
zum 15. Oktober abgeschlossen sein. 

Zweitens muss das Olympia-Stadion selber moder-
nisiert werden. Die entsprechende Ausschreibung 
hatte ursprünglich die taiwanesische Firma Archa-
sia Design Group Limited gewonnen. Am 24. Juni 
entzog die zuständige Arbeitsgruppe der Firma den 
Auftrag mit Hinweis auf die mangelnde Qualität der 
Projektdokumentation. Die Firma klagte daraufhin 
gegen die Regierung wegen Vertragsbruch. Die staat-
liche Betreibergesellschaft des Stadions hat mittler-
weile einen neuen Vertrag mit dem deutschen Archi-
tektenbüro GMP unterschrieben, welches die Fertig-
stellung des modernisierten Stadions zum Dezem-
ber 2010 plant. Die Baukosten sollen sich auf ca. 230 
Mio. Euro belaufen.

Weiterhin ist bis heute ungeklärt, wer für die Sicher-
heit der Stadien verantwortlich sein wird. Der Innen-
minister der Ukraine Juri Luzenko versichert, dass sein 
Ministerium ein Sicherheitskonzept für die Austragung 
der EURO-2012 erarbeitet hat. Der ukrainische Fuß-
ballverband kritisiert jedoch, dass ein großer Teil der 
Sicherheitsaufgaben auf die Vereine abgewälzt werden 
soll. Es reiche nicht aus, wenn die Polizei lediglich an 
den Ausgängen der Stadien oder bei Massenausschrei-
tungen für Sicherheit sorgt. 

Hotels
Derzeit hat die Ukraine im Durchschnitt 2,6 Hotel-
zimmer pro 1.000 Einwohner, während es in Polen 4,6 
sind. In Italien, zum Vergleich, bemisst sich dieser Wert 
auf 36,6. Die Ukraine hat also erheblichen Nachholbe-
darf. Laut den Anforderungen der UEFA muss die Zahl 
der Betten in Vier- und Fünf-Sterne Hotels von derzeit 
2.000 in 18 Hotels auf 5.000 in 49 Hotels erhöht werden. 
Gleichzeitig werden bis zu 90% der Fans danach streben, 
eine günstige Unterkunft zu fi nden. Für die Ukraine 
ist dieses Problem viel existenzieller als der Mangel an 

Luxushotels. Zum Beispiel gibt es in Kiew zurzeit nur 
sechs Hostels, während es in Krakau 80 sind. 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann Kiew insgesamt nur 
16.000 Touristen aufnehmen. Im Rahmen der Vorberei-
tung der EURO-2012 sollen dort mehr als zehn Fünf-
Sterne-, fast 20 Vier-Sterne-, 20 Drei-Sterne- und einige 
Dutzend Zwei-Sterne-Hotels gebaut werden. Außer-
dem will die Kiewer Stadtverwaltung auf der Trucha-
nov Insel ein internationales Jugendzentrum mit einer 
eigenen Verwaltung, Bungalows und einer Zeltstadt 
erstellen. Nach der Meisterschaft werden alle abbauba-
ren Konstruktionen weggeschaff t und es bleibt ledig-
lich die Infrastruktur für die Organisation von Sport-
veranstaltungen übrig. 

In Lwiw gehen die Hotelbauten planmäßig voran. 
Momentan gibt es zwar keine Hotels der Fünf-Sterne-
Kategorie in der Stadt, aber bis zur Meisterschaft werden 
drei Vier-Sterne-Hotels renoviert werden, in der Absicht 
ihre Kategorie zu erhöhen. Weitere Vier-Sterne-Hotels 
planen die Erhöhung ihrer Kategorie bis zum Jahre 2010. 
Zusätzlich werden Wohnheime in Hostels umgewan-
delt, wodurch 21.700 Zimmer entstehen sollen.

Ein hohes Risiko sieht die Kommission der UEFA 
insbesondere in Dnipropetrowsk und Donezk, da diese 
beiden Städte im Gegensatz zu den anderen ukraini-
schen Austragungsorten keine klassischen Touristen-
ziele sind. Investoren zögern hier Hotels zu bauen, da sie 
befürchten, dass sich diese nach der Meisterschaft auf-
grund der zu geringen Belegung nicht bezahlt machen 
werden. 

In Donezk sind bislang nur für vier der 14 benö-
tigten Hotels Investoren gefunden worden. Der Stadt-
rat von Donezk hat die Pläne für den Bau eines Fünf-
Sterne-, zwei Vier-Sterne- und zwei Drei-Sterne-Hotels 
gebilligt, in denen insgesamt 1.300 Gäste untergebracht 
werden können. Für die Zeit der Austragung der Euro-
pameisterschaft schlägt die Stadtverwaltung zusätzlich 
die Nutzung der Wohnungen und Häuser der Einhei-
mischen vor, die zu den Bedingungen einer Pension ver-
mietet werden sollen. Auf diese Weise könnten Einhei-
mische zusätzlich an der EURO-2012 verdienen. 

Gemäß den Forderungen der UEFA sollen in Dni-
propetrowsk neun Hotels modernisiert und 21 weitere 
gebaut werden. Ein zentraler Streitpunkt ist derzeit der 
geplante Abriss des Hotels »Dnjepropetrowsk«, welches 
der Gemeinde gehört. An seiner Stelle würde ein Fünf-
Sterne-Komplex errichtet werden. Allerdings gibt es 
keine hinreichende rechtliche Grundlage für die Schlie-
ßung eines funktionierenden Hotels, welches noch bis 
zum Jahre 2010 verpachtet ist. 

Verkehr
Die Ukraine und Polen planen bis zum Ende des Jah-
res ein Abkommen über die Öff nung von acht neuen 
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Grenzübergängen zur EURO-2012 zu unterschreiben. 
Dies ist zweifelsohne sehr sinnvoll, bedenkt man die 
Schlangen an der ukrainisch-polnischen Grenze. Zen-
traler für die Ukraine ist jedoch der Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur. Dies betriff t insbesondere die Anrei-
sewege für Fans aus Polen, welche das Auto oder die 
Bahn nutzen, sowie die Flughäfen in den Austragungs-
orten.

Präsident Juschtschenko hat erklärt, dass 4.000 km 
Straße gebaut werden müssen und dass die ukraini-
sche Regierung hierfür bis zum Jahre 2012 insgesamt 
5 Mrd. US-Dollar als Bürgschaft für Finanzierungs-
kredite bereitstellen wird. Weiterhin sollen rund 2,8 
Mrd. Euro in die Entwicklung der Eisenbahn inves-
tiert werden, wovon ca. 683 Mio. Euro aus der Staats-
kasse kommen werden. Dieses Geld wird für die Tren-
nung von Passagier- und Güterzügen zwecks der Erhö-
hung der Reisegeschwindigkeit, für die Verbesserung 
der Sicherheit mittels der Modernisierung von Bahn-
übergängen und der Errichtung von Sicherheitsabsper-
rungen sowie für die Anlegung von neuen Eisenbahn-
strecken (unter anderem Dresden-Lwiw), die Reparatur 
von alten Eisenbahnstrecken, die Renovierung und den 
Umbau von Bahnhöfen und den Ankauf neuer Schnell-
züge verwendet werden. 

Für die Sicherstellung eines reibungslosen Ablaufs 
bei der An- und Abreise der Fans während der Fußball-
europameisterschaft müssen in der Ukraine mindestens 
sieben (idealerweise sogar dreizehn) Flughäfen umge-
baut und modernisiert werden. Vorgesehen sind der 
Ausbau von Landebahnen, der Bau von neuen Termi-
nals und die Entwicklung der unmittelbaren Infrastruk-
tur rund um die Flughäfen, wie zum Beispiel die Schaf-
fung von neuen Parkmöglichkeiten und die Errichtung 
neuer Hotels. 

Für die Modernisierung der vorrangigen Flughäfen 
von Lwiw, Charkow, Odessa, Dnipropetrowsk, Donezk, 
»Zhuljany« in Kiew sowie von »Borispol«, des größten 
Flughafens der Ukraine in der Nähe von Kiew wer-
den voraussichtlich 0,5 bis 1,7 Mrd. Euro benötigt. Im 
Moment befi nden sich die meisten Flughäfen im Besitz 
der jeweiligen Städte, doch war abzusehen, dass diese 
nicht alle notwendigen Änderungen bis 2012 durchfüh-
ren werden können. Am 22. Februar 2008 wurde von 
der Regierung ein Konzept bestätigt, das die Überfüh-
rung von 70% der Flughäfen bis 2020 in Privatbesitz 
vorsieht. In staatliche Hand sollen nur die Flugplätze 
selbst sowie die Überwachung der Sicherheit der Flüge 
und die des Flugverkehrs übergehen. 

Kosten und Nutzen
Die Angaben über die Kosten der Vorbereitung auf die 
EURO-2012 schwanken erheblich. Zum einen sind die 
Kostenvoranschläge für viele Projekte zweifelhaft oder 

noch nicht einmal erstellt. Zum anderen neigen staat-
liche Stellen aber auch dazu, die schon vor der Bewer-
bung um die Fußballeuropameisterschaft vorgesehe-
nen Infrastrukturprojekte, z.B. im Straßenbau, in den 
EURO-2012 Etat mit einzurechnen.

Nach Angaben der Regierung der Ukraine belau-
fen sich die Gesamtkosten der ukrainischen Vorberei-
tung auf die EURO-2012 auf ca. 17 Mrd. Euro, von 
denen etwa 20% aus dem Staatshaushalt kommen müs-
sen. Vor allem die kommunalen Behörden werden aber 
zusätzlich Vorzugskredite zur Förderung privat fi nan-
zierter Projekte vergeben, deren Kosten nicht einge-
rechnet wurden.

Die ukrainischen Verantwortlichen rechnen jedoch 
damit, dass die Steuereinnahmen aus der Austragung 
der EURO-2012 (insbesondere Mehrwertsteuer) die 
Ausgaben der staatlichen Haushalte um das dreifache 
übersteigen werden. Es wird erwartet, dass zur Meis-
terschaft rund 400.000 ausländische Touristen in die 
Ukraine reisen werden. 

Resümee
Im April 2007 waren sich alle Politiker der Ukraine 
einig. Dies kommt in diesem von häufi gen Regierungs-
krisen erschütterten Land nur sehr selten vor. Jeder von 
ihnen versicherte seine volle Unterstützung, um die 
EURO-2012 in der Ukraine zu einem unvergesslichen 
Ereignis zu machen. Ein Jahr später musste der UEFA-
Präsident Michel Platini feststellen, dass in dieser Zeit 
kaum etwas für die Vorbereitung der Fußballeuropa-
meisterschaft geschehen war. Auf seine Drohung hin, es 
würde auch noch die Möglichkeit bestehen der Ukraine 
die Meisterschaft wegzunehmen, wurden endlich kon-
kretere, wenn auch noch unzureichende, Pläne für die 
Entwicklung der nötigen Infrastruktur gemacht. 

Diese Pläne können jedoch nur verwirklicht werden, 
wenn sich genügend Investoren fi nden lassen, die an die 
Rentabilität der EURO-2012 in der Ukraine glauben. 
Diese sollten vor allem nicht durch den bürokratischen 
Aufwand und die unzureichenden Gesetze abgeschreckt 
werden. Die vordringliche Aufgabe der Regierung ist 
folglich die Schaff ung einer angemessenen gesetzlichen 
Grundlage und die Erleichterung von Investitionen in 
Projekte, welche für die Durchführung der Fußballeu-
ropameisterschaft unabdingbar sind. Außerdem muss 
dringend eine klare Kompetenzverteilung gesichert wer-
den. Angesichts der aktuellen innenpolitischen Pro-
bleme scheinen aber diese Aufgaben wieder in den Hin-
tergrund zu rücken. Die Zeit drängt jedoch. Denn es 
steht fest: Findet die EURO-2012 nicht in der Ukraine 
statt, so waren die bisher schon geleisteten Investitionen 
zum großen Teil umsonst. Eine erfolgreiche Durchfüh-
rung der Meisterschaft könnte sich hingegen als eine 
langfristig erfolgreiche Investition herausstellen.
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Selbst wenn die UEFA-Kommission am 25. Septem-
ber die Bemühungen der Ukraine als positiv bewertet, 
ist es noch keine endgültige Entscheidung darüber, dass 
die Euro 2012 tatsächlich in der Ukraine stattfi nden 
kann. Wenn Ende 2008 die FIFA noch immer darü-
ber diskutiert, ob die Fußballweltmeisterschaft 2010 
in Südafrika nicht doch noch verlegt wird, so hat auch 

die UEFA weiterhin Zeit, um die Entwicklung in der 
Ukraine zu beobachten. Insider sehen die Chance für 
eine Austragung der EURO-2012 in der Ukraine bei 
50 %. Die ukrainische Presse drückt aber ihre Zuver-
sicht aus, dass trotz all der Schwierigkeiten und des 
Chaos am Ende doch alles gut ausgehen wird. 
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Pressestimmen

Die Vorbereitungen zur Fussball-Europameisterschaft 2012

Korrespondent (Kiew), 11.07.2008
Euro 2012: Was ist die Besonderheit an den Vorbereitungen der Ukraine?
[…] »Das Hauptproblem bei der Vorbereitung zur EM 2012 liegt darin, dass die Ukraine die übernommenen Ver-
pfl ichtungen nicht einhält«, sagt Iwan Fedorenko, Leiter des Exekutivkomitees Euro 2012 des Ukrainischen Fußball-
Bundes. Als Beispiel führt er das Einkaufszentrum Troitskij an, das sich in unmittelbarer Nähe des EM-Stadions in 
Kiew befi ndet und bis zum 1. Juli 2008 abgerissen werden sollte. 

Um die EM 2012 zu behalten, solle die Ukraine ihre Verpfl ichtungen erfüllen, so Fedorenko. Zumal alle Abga-
befristen für die nächsten drei Monate schon festgelegt seien. Andernfalls – Arrivederci EM 2012! Arrivederci aber 
auch dem guten Ruf der Ukraine, die ihre Verpfl ichtungen gegenüber der internationalen Gemeinschaft nicht ein-
halten kann.
http://korrespondent.net/euro/519468

Gaseta po-kiewski (Kiew), 30.07.2008
Das Recht auf die EM 2012 soll »gekauft« werden?
[…] Österreich und die Schweiz brauchten keine fi nanzielle Unterstützung (für die Vorbereitung zur EM 2008 - Red.) 
Die Lage in der Ukraine und Polen ist ganz anders. Die UEFA muss also mit allen denkbaren Mitteln helfen. Unsere 
Länder versprechen ihrerseits Rekordgewinne. Den Hauptvorteil der Ukraine und Polens stellt die große Bevölkerung 
dar, 85 Millionen Menschen. Sie ist damit fünfmal so groß, wie die Bevölkerung der Schweiz und Österreichs zusam-
men! Das eröff net der Werbung zahlreiche Möglichkeiten. 

Das klingt aber nicht besonders überzeugend. […] Wir dürfen die UEFA auf keinen Fall dazu veranlassen, zu viel aus-
zugeben. Sie kann uns doch – das wissen wir alle – die EM 2012 entziehen. Daran kann kein Zweifel bestehen: die fi nan-
zielle Frage wird Ende September bei der endgültigen Beschlussfassung der UEFA eine wichtige Rolle spielen…
www.pk.kiev.ua/sport/2008/07/30/094434.html

Obosrewatel (Kiew), 24.07.2008
Für die EM 2012 bereiten die Ukrainer eine besondere Attraktion vor
Die EM 2012 bietet eine einmalige Chance für den Tourismussektor in der Ukraine. […] Wenn ein Land große inter-
nationale Sportveranstaltungen durchführt, sei es Welt- und Europameisterschaften oder Olympische Spiele, lockt es 
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Touristen immer mit einer besonderen Attraktion an. Für die Olympischen Spiele im Jahr 1980 wurden in der Sow-
jetunion Zarenpaläste in Sankt Petersburg, Moskau und anderen Städten restauriert. Wir müssen uns dessen bewusst 
sein, dass Touristen eine gut ausgebaute Infrastruktur brauchen, mit vielen Straßen, Hotels und Cafés. Dafür sind rie-
sige Investitionen notwendig. Aber die Investoren müssen langfristig planen. Deshalb sind derartige Attraktionen not-
wendig, um Touristen innerhalb von 10 bis 15 Jahren anzulocken, damit sich die Investitionen lohnen.
http://www.obozrevatel.com/news/2008/7/24/250377.htm

Shurnal Shytomyra (Shytomyr), 18.04.2008
Euro 2012: ein Jahr voller Versprechungen und Hoff nungen
[…] Aber man sollte nicht bezweifeln, dass die Ukraine ihren Teil der Euro 2012 angemessen durchführen wird. Flug-
häfen, Bahnhöfe und natürlich auch die Stadien werden fertig gestellt sein. Aber alles dies wird, wie jetzt klar gewor-
den ist, nicht dank, sondern trotz der in der Ukraine vorherrschenden Methoden geschehen. […]
http://zhzh.info/news/2008-04-18-2905

Gazeta Wyborcza (Warschau), 15.09.2008
Euro 2012. 1:0 für die Ukraine
 […] in Dnipropetrowsk wurde offi  ziell das erste Stadion übergeben, in dem in 4 Jahren einige Spiele der Europa-Fuß-
ball-Meisterschaft ausgetragen werden sollen. »Wir haben Stadien, ihr habt Straßen und Hotels. Wahrscheinlich wird 
es uns also gelingen, die Euro 2012 gemeinsam zu organisieren«, so scherzen Menschen in der Ukraine. […]
http://www.sport.pl/pilka/1,80056,5693866,Euro_2012__1_0_dla_Ukrainy.html

Gazeta Wyborcza (Warschau), 11.09.2008
Drzewiecki: Es besteht keine Gefahr für die Organisation der Fußballmeisterschaft
[…] »Es besteht keine Gefahr für die Organisation der Fußballmeisterschaft im Jahre 2012 in Polen. Die UEFA schätzt 
den Stand unserer Vorbereitungen als sehr hoch ein«, bekräftigte auf einem Treff en in Krynica der polnische Minis-
ter für Sport und Tourismus Mirosław Drzewiecki. Der Minister war zu Gast bei einem speziellen Diskussionpanel 
mit dem Titel »Der größte Bauplatz in Europa – Investitionen für die Euro 2012«. Während der Veranstaltung sagte 
er weiterhin, dass er an der Teilnahme von chinesischen Unternehmen an den Vorbereitungen für die Euro 2012 inte-
ressiert sei. »Diese Unternehmen sind fähig, alles auf dem höchsten Niveau zu bauen«, so Drzewiecki. Nach Meinung 
des Ministers wird Polen in den kommenden Jahren zum größten Bauplatz Europas. 
http://www.sport.pl/pilka/1,80056,5684633,Drzewiecki__Nie_ma_zagrozenia_dla_organizacji_ME.html

Polityka (Warschau), 04.09.2008
Parlament: Marcin Herra stellte den Bericht über die Vorbereitungen auf die EURO 2012 vor.
[…] Der Präsident der Gesellschaft zur Organisation der Europa-Fußball-Meisterschaft PL.2012 ist überzeugt, dass 
die Vorbereitungen nach Plan laufen. Marcin Herra hat gestern dem parlamentarischen Ausschuss für Körperkultur 
und Sport einen Bericht vorgestellt. Der Ansicht des Ausschussmitglieds Zbigniew Babalski zufolge ist er sehr opti-
mistisch. 
http://www.polityka.pl/sejm-marcin-herra-przedstwil-raport-z-przygotowan-do-euro-2012/Text01,1009,267033,16/

SPIEGEL ONLINE (Hamburg), 04.06.2008
Korruption, Chaos, Sicherheitsmängel
[…] Die UEFA will eine anhaltende Diskussion über mögliche Ersatzlösungen vermeiden. Deutschland wird in die-
sem Zusammenhang immer wieder erwähnt, sogar in der polnischen Presse. Nachdem Platini erste Zweifel geäu-
ßert hatte, sagte Franz Beckenbauer (Vizepräsident des Deutschen Fußballbundes): »Sich als Ersatzland in Position 
zu bringen, das ist nicht vornehm.« Soll heißen: Die entscheidenden Stellen in Deutschland halten sich zurück, wohl 
aber auch bereit. […]



ukraine-analysen  44/08

17

ukraine-ukraine-
analysenanalysen

[…] Überdies haben beide Länder (Polen und die Ukraine – Red.) ein massives Sicherheitsproblem, für das es seit 
Jahren keine Lösung gibt. So ist beispielsweise der polnische Rekordmeister Legia Warschau noch von der UEFA mit 
einer Sperre auf Bewährung belegt, wegen massiver Ausschreitungen seiner Anhänger im UI-Cup beim litauischen 
Club Vetra Vilnius. Der Vorfall gilt als Indiz dafür, dass Polen über keine so genannte Hooligandatei verfügt, die 
grenzübergreifend funktioniert. […]
http://www.spiegel.de/sport/fussball/0,1518,557740,00.html

DiePresse.com (Wien), 05.08.2008
»Verlust der Euro 2012 wäre Schande für das ganze Land«
[…] »Ein Verlust der Euro 2012 wäre eine Schande für das gesamte Land«, warnte Hryhoriy Surkis, Präsident des 
Ukrainischen Fußballverbandes, der als eine der mächtigsten Personen im Umkreis des Präsidenten gilt. Ein Land, 
das eine Mitgliedschaft in der EU anstrebe, müsse die Chance nutzen, die eine europäische Veranstaltung wie die 
Euro 2012 bietet. […]
http://diepresse.com/home/wirtschaft/eastconomist/404056/index.do?_vl_backlink=/home/wirtschaft/eastconomist/index.do

Iswestija (Moskau), 06.07.2008
Besuch Platinis in Kiew
[…] Bei der Besprechung der Ergebnisse des Besuchs von Platini sprachen die ukrainischen Politiker davon, dass 
Polen die Ukraine ausgespielt hätte. Wenn Kiew nicht mal mehr als Partner genannt wird, wenn es aus dem Fußball-
spiel ausscheiden muss, wird es weder ein Recht auf eine Annäherung an die EU noch die Möglichkeit eines Nato-
Beitritts bekommen. Bei seinem Abschied hat Platini zu Juschtschenko weder ja noch nein gesagt. Den Ukrainern 
wurde geraten zu warten, bis am 25. September auf dem Kongress der UEFA in Bordeaux ihr Fußballschicksal ent-
schieden wird. […]
http://www.izvestia.ru/football/article3118124/

Argumenty i Fakty (Moskau), 18.07.2008
Vitali Mutko: »Russland ist nicht bereit für die Austragung der Euro 2012«
[…] Der Sportminister und Präsident des Russischen Fußballverbandes Vitali Mutko sagt […]: »Ich denke, dass die 
Ukraine mit dieser Aufgabe fertig wird. Sie bauen, modernisieren Stadien. Im Prinzip denke ich, dass es dort keine 
globalen Probleme geben wird.«
http://www.aif.ru/news/news/news_id/23210

Nesawissimaja Gaseta (Moskau), 04.07.2008
Die UEFA zeigt der Ukraine die gelbe Karte
[…] »Dass die UEFA das hoff nungslose Urteil vor sich her schiebt, ist ganz einfach zu erklären: In der Geschichte der 
Austragungen der Fußballweltmeisterschaften und Europameisterschaften ist es noch nie vorgekommen, dass den 
Gastgebern die Wettkämpfe entzogen worden wären«, sagte der ehemalige Familien- und Sportministerminister der 
Ukraine [Viktor Korzch] der Zeitung »Champion«. […] und im September ist ein derartiger Skandal nur im äußersten 
Notfall denkbar, wenn Kiew überhaupt nichts für die Vorbereitung der Meisterschaft tut. Doch das ist eher unwahr-
scheinlich. […]
http://www.ng.ru/cis/2008-07-04/1_uefa.html

Zusammengestellt und übersetzt von Anna A. Petrova, Wojciech Roskiewicz und Alexandra Wyschkina.
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Chronik

Vom 10. bis zum 23. September 2008
10.9.2008 Die stellvertretende Generalstaatsanwältin gibt bekannt, dass gegen Ministerpräsidentin Julia Timoschenko kein 

Verfahren wegen Landesverrats eröff net wird. Der Geheimdienst der Ukraine hatte die Aufnahme eines Verfahrens 
beantragt, weil Timoschenko durch geheime Absprachen mit Russland die nationale Sicherheit gefährde. 

11.9.2008 Wjatscheslaw Kirillenko, Fraktionsführer von Unsere Ukraine, erklärt, er habe bisher noch kein Angebot für Ko-
alitionsgespräche vom Block Timoschenko erhalten. Seine Fraktion fordert die Rücknahme der ihrer Ansicht nach 
verfassungswidrigen Gesetze, die in der Vorwoche vom Block Timoschenko gemeinsam mit der Partei der Regio-
nen und der Kommunistischen Partei verabschiedet worden waren. Diese bewirken in erster Linie eine Machtver-
schiebung vom Präsidenten zum Parlament. Präsident Viktor Juschtschenko fügt am Folgetag hinzu, dass der Block 
Timoschenko vor weiteren Gesprächen seine Position im Georgienkonfl ikt darlegen müsse. 

12.9.2008 Der Außenminister der Ukraine Jurij Jechanurow sagt, dass Äußerungen aus Moskau und die Ereignisse in Georgien 
zeigen würden, dass auch die territoriale Integrität der Ukraine bedroht sei. Gleichzeitig betont er Gemeinsamkei-
ten mit Russland und die gegenseitige Abhängigkeit. 

16.9.2008 Der Parlamentspräsident Arsenij Jazenjuk erklärt die demokratische Koalition aus Block Timoschenko und Unse-
re Ukraine offi  ziell für beendet. Innerhalb von 30 Tagen muss nun eine Mehrheitskoalition im Parlament gebildet 
werden. Wenn dies nicht geschieht, hat der Präsident das Recht, Neuwahlen zum Parlament auszurufen. Julia Ti-
moschenko wird die Regierung kommissarisch weiterführen.

16.9.2008 Eine Abgeordnetengruppe von Selbstverteidigung des Volkes schlägt der Fraktion Unsere Ukraine vor, über eine 
neue Koalition mit Block Timoschenko und Block Litwin zu verhandeln, erklärt Oles Donij, Abgeordneter von 
Selbstverteidigung des Volkes. Die Fraktion Unsere Ukraine und die Kommunistische Partei weigern sich mit dem 
Block Timoschenko Verhandlungen aufzunehmen, sagt Andrej Schkil, Abgeordneter des Blocks Timoschenko.

17.9.2008 Der Parlamentspräsident Arsenij Jazenjuk erklärt seinen Rücktritt.

17.9.2008 Das Parlament der Ukrainischen Autonomen Republik Krim stimmt mit 79 zu 90 Stimmen für eine Resolution, mit 
der das ukrainische Parlament aufgerufen wird, die Unabhängigkeit Abchasiens und Südossetiens anzuerkennen. 

18.9.2008 Präsident Viktor Juschtschenko erklärt, dass er den Haushaltsentwurf für das Jahr 2009 nicht unterstützen wird, 
wenn darin nicht die Ausgaben für das Militär angehoben werden.

20.9.2008 Präsident Viktor Juschtschenko wirft Ministerpräsidentin Julia Timoschenko Landesverrat vor, da all ihre politi-
schen Aktivitäten auf die Destabilisierung des Landes abzielen würden. Timoschenko bezeichnet diesen Vorwurf 
als geistesgestört.

21.9.2008 Ministerpräsidentin Julia Timoschenko befürwortet eine neue Koalition aus Block Timoschenko, Unsere Ukrai-
ne und Block Litwin. 

22.9.2008 Der Föderationsrat der Russischen Föderation stimmt den vereinfachten Bedingungen für den Erhalt der russischen 
Staatsbürgerschaft zu. Menschen, die in der Russischen Föderation geboren sind, müssen nun nicht mehr 5 Jahre 
in Russland gewohnt haben, müssen ihre Einkünfte nicht off enlegen und keine Russischkenntnisse nachweisen, 
um einen russischen Pass zu erhalten. In der Ukraine äußern verschiedene Abgeordnete ihre Sorge über eine ver-
stärkte Annahme der russischen Staatsbürgerschaft seitens ukrainischer Staatsbürger. 

22.9.2008 Wjatscheslaw Kirillenko, Fraktionsführer von Unsere Ukraine, erklärt, dass er mit der Partei der Regionen und 
der Kommunistischen Partei keine Koalitionsgespräche führen wird, da die Unterschiede in den Weltanschauun-
gen zu groß seien. 

23.9.2008 Ein Kiewer Gericht beschließt, dass die Klage gegen David Schwania, Abgeordneter von Unsere Ukraine, wegen 
unrechtmäßigen Erwerbs der ukrainischen Staatsbürgerschaft fallen gelassen wird. Er war in den Schlagzeilen, weil 
er immer wieder betonte, Viktor Juschtschenko sei im Wahlkampf 2004 nicht vergiftet worden.

Die Ukraine-Analysen werden mit Unterstützung durch die Otto-Wolff -Stiftung gemeinsam von der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen und 
der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde herausgegeben. 

Die Meinungen, die in den Ukraine-Analysen geäußert werden, geben ausschließlich die Auff assung der Autoren wieder. 
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Rücksprache mit der Redaktion gestattet.
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Lesehinweis

Kostenlose E-Mail-Dienste der Forschungsstelle Osteuropa
unter www.laender-analysen.de

Russlandanalysen 
Die »Russlandanalysen« bieten wöchentlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema, ergänzt um Grafiken und 
Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Wochenchronik aktueller politischer Ereignisse.
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Russian Analytical Digest 
Der Russian Analytical Digest bietet zweimal monatlich englischsprachige Kurzanalysen sowie illustrierende Daten 
zu einem aktuellen Th ema.
Abonnement unter: http://www.res.ethz.ch/analysis/rad/

kultura. Russland-Kulturanalysen 
Die Russland-Kulturanalysen diskutieren in kurzen, wissenschaftlich fundierten, doch publizistisch-aufbereiteten Bei-
trägen signifikante Entwicklungen der Kultursphäre Russlands. Jede Ausgabe enthält zwei Analysen und einige Kurz-
texte bzw. Illustrationen. Erscheinungsweise: monatlich, in je einer deutschen und englischen Ausgabe. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen bieten zweimal monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen bieten zweimal monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php 

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen bieten monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Th ema aus Politik, Wirtschaft oder 
Kultur, ergänzt um Grafiken und Tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse. 
Abonnement unter: zentralasien-analysen@dgo-online.org

Bibliographische Dienste 
Die vierteljährlich erscheinenden Bibliographien informieren über englisch- und deutschsprachige Neuerscheinungen 
zu Polen, Russland, Tschechischer und Slowakischer Republik sowie zur Ukraine. Erfasst werden jeweils die Th emen-
bereiche Politik, Außenpolitik, Wirtschaft und Soziales. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 
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